Bericht der Kommission 1 des Verfassungsrates


„Allgemeine Grundsätze, Auswärtige Beziehungen, Sprachen“





Zwischenbericht zuhanden des Verfassungsrates für die Sitzung vom 28. September 2001


 





Sehr geehrte Frau Präsidentin,


sehr geehrte Frau Vizepräsidentin, sehr geehrter Herr Vizepräsident,


sehr geehrte Herrn und Damen des Verfassungsrates





Ich habe die Ehre, aber auch die grosse Freude, Ihnen am heutigen Tag einen Zwischenbericht der Kommission 1 abzuliefern. Dieser Zwischenbericht berücksichtigt die Arbeit, die unsere Kommission in der Zeit vom 8. März 2001, Datum der ersten Sitzung, bis zu deren zwölften Sitzung am 24. August 2001 geleistet hat.








I.  EINLEITUNG





1. Organisation





Nach Art. 1 der Verordnung über die Einsetzung der Sachbereichskommissionen des Verfassungsrats vom 31. Januar 2001 werden acht Sachbereichskommissionen eingesetzt. Die Kommission 1 hat sich mit den Themen: „Allgemeine Grundsätze, Auswärtige Beziehungen, Sprachen“ zu befassen, wozu auch die Präambel und die Stellung des Kantons zum Aufga-benbereich zu zählen sind. Art. 2 Abs. 1 der Verordnung sieht vor, dass die Sachbereichs-kommissionen 15 bis 17 Mitglieder zählen, wobei jede politische Fraktion mit mindestens je einem Mitglied vertreten ist. Abs. 2 des genannten Artikels bestimmt, dass die Mitglieder sowie die Präsidentinnen und Präsidenten der Kommissionen auf Antrag der Fraktion vom Büro ernannt werden. Unsere Kommission zählt 17 Mitglieder, 5 aus der CVP-, 1 aus der CSP-, 1 aus der Citoyen-, 1 aus der Ouverture-, 4 aus der SP-, 3 aus der FDP- und 2 aus der SVP-Fraktion. Am 18. Mai 2001 wählte sie ISABELLE OVERNEY zu ihrer Vize-Präsidentin.





Nach ihrer Konstituierung hat die Kommission 1 bis zum 24. August 2001 10 Sitzungen von je einem halben Tag und 2 ganztätige Sitzungen abgehalten. An ihren ersten 7 Sitzungen hat sie die Stellung des Staates, die Allgemeinen Grundsätze und die Auswärtigen Angelegen-heiten behandelt. Die Sitzungen vom 8., vom 21., vom 27. Juni und vom Vormittag des 24. August 2001 waren den Sprachen gewidmet. Am Nachmittag des 24. August 2001 wurde die Präambel behandelt. 








2. Anhörung von Experten in der Kommission





Am 30. Mai hielt Professor PETER HÄNNI, Professor für Staats- und Verwaltungsrecht, Dekan und Vizedirektor des Föderalismusinstitutes der Universität Freiburg, vor unserer Kommission einen Vortrag zum gesamten Aufgabenbereich. Dank der vorgängigen Arbeit in der Kommission konnten präzise Fragen zur Sache gestellt werden. In Bezug auf das Thema Sprachen kam sein Vortrag einer Einführung gleich, die uns bewusst machte, dass es vorab von der inneren Einstellung der Bürgerinnen und Bürger dieses Kantons abhängt, welche Sprachenpolitik in Zukunft den Kanton beherrschen soll. Sein Referat wurde in schriftlicher Form abgegeben.





Für den Vormittag des 24. August konnten wir Professor MARCO BORGHI, Professor für Verfassungsrecht und Direktor des Institutes für Ethik und Menschenrechte der Universität Freiburg, für ein Hearing vor der Kommission gewinnen, in dem er Fragen zum Thema „La liberté de la langue et ses limites“ beantwortete. Er erklärte uns, dass es in der Sprachenfrage gilt, eine aktive Verständigung zwischen den Sprachgemeinschaften insbesondere im Bereich der Bildung anzustreben. Damit würde das Interesse an einer Abgrenzung immer mehr in den Hintergrund treten. Er schlägt vor, in der neuen Verfassung ein Sozialrecht auf eine aktive sprachliche Verständigung aufzunehmen.





Am 6. September 2001 wird die Kommission Professor em. JOSEPH VOYAME, ehemaliger Direktor des Bundesamtes für Justiz, zum Thema „Sprachen“ anhören. Er hat im Jahre 1992 für den Kanton Freiburg ein Rechtsgutachten zum damals neuen Verfassungsartikel über die Amtssprachen hinsichtlich dessen Anwendung in Gesetzgebung und Praxis verfasst.








3. Anfrage an das „Comité de suivi“ im Sinne einer Anhörung der kantonalen Verwaltung





Am 6. Mai 2001 hat die Kommission ein Schreiben an das COMITE DE SUIVI gerichtet und ihm die Frage gestellt, welche Grundprinzipien das staatliche Handeln im Kanton Freiburg bereits heute beherrschen, welche auswärtige Beziehungen heute bestehen und wie die kanto-nale Verwaltung die Frage der beiden Sprachen handhabt und wo allenfalls Probleme bestehen. Die Antwort ist noch nicht eingegangen und konnte daher in diesem Zwischen-bericht noch keinen Niederschlag finden. 








4. Anfrage an die Deutschfreiburgische Arbeitsgemeinschaft (DFAG) und an die Communauté Romande du Pays de Fribourg (CRPF)





Mit Schreiben vom 29. August 2001 richtete die Kommission eine Anfrage an die beiden freiburgischen Vereinigungen, die sich seit langem mit der Sprachenfrage im Kanton Freiburg befassen, die DFAG (seit 1959) und die CRPF (seit 1985), in der sie gebeten wurden, der Kommission 1 darzulegen, welche Erwartungen sie in Bezug auf die Behandlung der Sprachen in der neuen Verfassung haben. Auch diese Antworten stehen noch aus. 








5. Sonstige Quellen und Grundlagen der Diskussion in der Kommission 





Ein grosser Teil unserer Kommission hat auf freiwilliger Basis drei abendliche öffentliche Veranstaltungen der Gruppe „Sprachen und Kultur“ besucht. Am 15. März 2001 hielt Dr. MICHEL SCHWOB, Vize-Staatsschreiber des Kantons Bern, einen Vortrag über „Zweisprachigkeit, die bernische Lösung“. Er zeigte auf, welche Bemühungen im Kanton Bern gemacht werden, um auf die dortigen sprachlichen Minderheiten eingehen zu können. Am 14. Mai 2001 hörten wir den Vortrag von Dr. JOSEPH TURI, Generalsekretär der Académie de droit linguisitique comparé de Montréal, zum Thema „Verfassungsartikel zum Thema Sprachen: zwischen Einengung und Anpassung“. Er ging unter anderem davon aus, dass im Bereich der öffentlichen Schulen in zweisprachigen Gebieten das Personalitätsprinzip dem Territorialitätsprinzip vorgehen soll. Am 27. Juni 2001 schliesslich sprach Dr. JEAN RACINE, Geschäftsführer des Forums für Zweisprachigkeit, Biel/Bienne, zum Thema „Biel/Bienne: Eine Möglichkeit des Zusammenlebens verschiedener Sprachgruppen“, in dem er die Tätigkeiten des Forums für Zweisprachigkeit in der Stadt Biel/Bienne schilderte, wo der Anteil der Französischsprachigen in den letzten Jahren zugenommen hat und die Zweisprachigkeit aktiv gefördert und von der Bevölkerung immer besser akzeptiert wird.





Die Mitglieder der Kommission haben sich bei ihrer Arbeit zudem auf zahlreiche Publikationen und verfassungsrechtliche Kommentare, auf die Rechtsprechung, aber auch auf Verfassungen anderer Kantone gestützt, insbesondere auf die in den letzten Jahren entstandenen, wie diejenigen der Kantone SG (2001), NE (2000), Ti (1997), BE (1993), TG (1987), SO (1986), BL (1984), AG (1980), JU (1977), und auf solche, die wie im Kanton Freiburg im Entstehen begriffen sind, so diejenigen der Kantone VD, ZH, GR und SH. Verschiedene Fraktionen des Verfassungsrates wie auch die Gruppe „Sprachen und Kultur“ haben Resolutionen gefasst oder in Aussicht gestellt, die von der Kommission mit Interesse konsultiert werden.








6. Ausstehende Kommissionsarbeit bis zum 31. Dezember 2001





Die bis zum 31. Dezember 2001 verbleibenden Sitzungen werden der Sprachenfrage und der Lektüre der bereits erarbeiteten Thesen gewidmet sein. Notwendig sind noch Koordina-tionsarbeiten mit anderen Kommissionen. Nachdem der Wortlaut der Präambel einmal feststehen wird, kann sich im neuen Jahr eine nochmalige Überarbeitung gewisser bereits verabschiedeter Thesen aufdrängen, um Doppelspurigkeiten auszumerzen. 











II. THESEN





Die Thesen sind eingerahmt. Kursiv gedruckt sind die Thesen oder Teile von Thesen, die  noch zu Ende diskutiert werden müssen und mit grosser Wahrscheinlichkeit noch eine Änderung erfahren. Kommissionen werden mit K 1, 2, 3... abgekürzt. Jede These ist von einem Kurzkommentar begleitet.





Hier ist in einer Vorbemerkung zu erwähnen, dass es wichtig ist, einen klaren Unterschied zu machen zwischen den Begriffen Staat und Kanton. Staat ist ein Oberbegriff und steht für das öffentliche Gemeinwesen. Wird der Begriff „Staat“ oder „staatlich“ verwendet, sind Kanton und Gemeinden angesprochen. Wird hingegen der Ausdruck Kanton gebraucht, so meint die Verfassung nur den Kanton unter Ausschluss der anderen Körperschaften. Die Ausdrücke „Staatsvermögen“, „Staatsrechnung“ und „Staatshaushalt“ sollten demnach nicht mehr gebraucht werden. 








1. Präambel





Für die Präambel wird gemäss dem Vernehmlassungs- und Kommunikationskonzept des Verfassungsrates im Herbst 2001 bei der Bevölkerung des Kantons Freiburg ein Wettbewerb für deren Formulierung lanciert. Das Resultat des Wettbewerbs ist im ersten Halbjahr 2002 zu erwarten. Die K 2 hat unserer Kommission den Vorschlag gemacht, die Begriffe  „Eigen-verantwortung“ und „Rücksichtnahme“ in die Präambel aufzunehmen.








2. Stellung des Kantons





a) Der Kanton Freiburg ist ein freiheitlicher, demokratischer, sozialer und solidarischer Rechtsstaat. (Le canton de Fribourg est un état de droit libéral, démocratique, social et solidaire)





Vorab ist zu bemerken, dass Art. 51 BV vorsieht, dass sich jeder Kanton eine demokratische Verfassung gibt. Der Kanton soll sich in seiner ganzen Tätigkeit immer auf die Grundbegriffe Freiheit, Demokratie und soziale Ausrichtung stützen. Der Kanton soll ein moderner Rechts-staat sein. Er hat die Aufgabe, die durch die Arbeitsteilung in der heutigen Gesellschaft entstandene gegenseitige Abhängigkeit in der Gemeinschaft zum Wohl der Bürgerinnen und Bürger zu sichern und zu lenken. Dies kann er tun, wenn er seine Tätigkeiten nach demokra-tischen Regeln und im Interesse und zum Wohle der Allgemeinheit ausübt, dabei jedoch die Freiheit des Einzelnen so gut wie möglich schützt.





In der alten Verfassung steht, der Kanton Freiburg sei ein „souveräner“ Staat. Das Wort „souverän“ trifft heute für den Kanton nicht gleichermassen zu wie vor 150 Jahren, denn der Bund oder auch internationale Instanzen haben viele Aufgaben übernommen. Zusätzlich wird heute ein grosser Teil der anstehenden Fragen und Probleme in Zusammenarbeit von Bund und Kantonen, interkantonal und überregional gelöst. Das Wort souverän würde in der neuen Verfassung nur noch für einen kleinen Teil der Tätigkeiten zutreffen. Für die ihm über-lassenen Kompetenzen, ist diese Eigenständigkeit ausserdem durch Art. 47 BV garantiert. Nach Auffassung der Kommission findet der Ausdruck „souverän“ unter dem Titel „Stellung des Kantons“ daher keinen Platz mehr in der neuen Verfassung.





Die Kommission erachtet das Adjektiv „solidarisch“ als wichtig. Eine der staatlichen Tätig-keit zugrunde liegende solidarische Haltung ist in der Zeit der Globalisierung wichtig zum Schutz der Schwachen. Sie gilt jedoch nicht nur für die staatliche Tätigkeit, sondern auch für jeden Bürger und jede Bürgerin. Es gilt abzuwarten, ob dieser Ausdruck möglicherweise in die Präambel aufgenommen wird. 





Die Kommission hat vorläufig darauf verzichtet, nach dem Beispiel des Kantons Bern zu erwähnen, dass die Staatsgewalt auf dem Volk beruhe und durch die Stimmberechtigten und die Behörden ausgeübt werde. 





b) Der Kanton umfasst das Gebiet, das ihm durch die Eidgenossenschaft gewährleistet ist.  (Le canton comprend le territoire qui lui est garanti par la Confédération)





Die Frage, ob man das Kantonsgebiet erwähnen muss, ist in der Kommission noch nicht zu Ende diskutiert worden. Art. 53 BV garantiert den Kantonen ihren Bestand. Der Kanton Bern hat dies ausdrücklich erwähnt, um die Situation mit dem Berner Jura klarzustellen. 





c) Der Kanton ist eingeteilt in ? Regionen, Bezirke, Gemeinden... (Le canton se divise en ?  régions, districts, communes…), 





Der Inhalt dieser These kann endgültig bestimmt werden, wenn das Resultat der K 7 vorliegt. Dann wird unsere Kommission in Absprache mit der K 7 darüber abstimmen, ob die Einteilung des Kantons unter dem Titel „Stellung des Kantons“ erwähnt werden soll. 





d) Der Kanton Freiburg ist konfessionell neutral.





Sollte Staat und Kirche getrennt werden, wäre hier der Platz, um die Weltlichkeit des Kantons festzuhalten. Wird keine Trennung von Staat und Kirche entschieden (K 8), wird diese These gegenstandslos. 





e) Die Hauptstadt ist Freiburg/Fribourg. (La capitale est Fribourg/Freiburg)





Die Kommission hielt dafür, dass die Hauptstadt weiterhin Freiburg sein soll, weil es keine wichtigen oder offensichtlichen Gründe gibt, die Hauptstadt anderswo anzusiedeln und/oder eine andere Ortschaft des Kantons zur Hauptstadt zu erheben. Der Name der Stadt wird unter dem Abschnitt Sprachen (s. unten 6.) erörtert.





Die Kommission hat bis heute nicht entschieden, ob in der Verfassung das Kantonswappen umschrieben werden soll. Eine Änderung des bestehenden Wappens wurde klar abgelehnt.








3. Staatsziele





Es stellt sich die Frage, wie weit die Kommission an der expliziten Aufzählung von Staatszielen festhalten soll. Sollten die von ihr als wichtig empfundenen Staatsziele in der Präambel, unter den Sozialzielen oder  Staatsaufgaben bereits genannt werden, könnte sie sich vorstellen, keinen eigenen Artikel dafür vorzusehen. Der Artikel sollte auf jeden Fall kurz und genügend abstrakt sein, damit er nicht unnötige Doppelspurigkeiten entstehen lässt (Vortrag Peter Hänni, IV b); propositions des conseillers juridiques du 28 avril 2001)





a) Das Gemeinwohl wird gefördert (La promotion du bien commun)





Ein moderner Staat muss das Gemeinwohl fördern. Das Gemeinwohl steht als Gegensatz zu den Partikularinteressen der Einzelnen, die im Interesse des Gemeinwohls eingeschränkt werden müssen. Das Gemeinwohl ist nicht die Summe aller Partikularinteressen. Es muss auf Minderheiten Rücksicht nehmen.





b) Der Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung gilt als Richtschnur für das staatliche Handeln (développement durable) 





Die Kommission möchte, dass bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben eine Handlungsweise angewendet wird, die sich an einer nachhaltigen Entwicklung ausrichtet. Die Kommission verweist dabei auf die Definition der nachhaltigen Entwicklung in Art. 73 der Bundes-verfassung: „Bund und Kantone streben ein auf Dauer ausgewogenes Verhältnis zwischen der Natur und ihrer Erneuerungsfähigkeit einerseits und ihrer Beanspruchung durch den Menschen anderseits an“. Dieses Staatsziel kann ebenso gut als Grundpflicht (K 2) in die Verfassung aufgenommen werden und/oder in der Präambel erscheinen.





c) Die kulturelle(n), sprachliche(n) und regionale(n) Vielfalt und/oder Minderheiten sind zu schützen und/oder anzuerkennen und/oder zu fördern





Der Ausdruck „regional“ muss möglicherweise geändert werden. Es wird unter anderem darauf abkommen, ob die K 7 den Begriff „Regionen“ vorsieht oder nicht. 





Grundsätzlich ist es wichtig, dass das Adjektiv „sprachlich“ aufgeführt wird. Sprachliche Aspekte sind kulturelle Aspekte. Es gilt noch zu klären, ob man von einer sprachlichen Vielfalt reden will. Es gibt im Kanton Freiburg nicht nur zwei Amtssprachen sondern auch Patois, Dialekte und Migrationssprachen. Spricht man von Minderheiten, muss erläutert werden, welche Minderheiten dabei in Frage kommen, wie z.B. Fahrende





d) Soziale Gerechtigkeit oder soziale Sicherheit ist ein Ziel der staatlichen Tätigkeit   (justice sociale ou sécurité sociale)





Ob man von sozialer Gerechtigkeit oder sozialer Sicherheit sprechen will, muss noch zu Ende diskutiert werden. Eine diesbezügliche These ist ein wichtiges Staatsziel und soll ausdrücklich erwähnt werden.





e) Die Menschenwürde ist zu achten und zu schützen, jedermann soll das Recht auf ein würdiges Leben und einen würdigen Tod haben (droit à une vie et une mort digne)





Diese These ist ein wichtiges Staatsziel. Der Begriff „Menschenwürde“ sollte in irgendeiner Form den Gedanken der Verwirklichungschance enthalten. Daraus ergibt sich ein Recht auf eine angepasste, qualitativ hochstehende unentgeltliche Schulbildung, ein qualitativ gut ausgebildetes Gesundheitswesen, zu dem alle Menschen Zugang haben, soziale Netze, die Menschen in Notlagen Hilfe anbieten. 





Das Recht auf einen würdigen Tod beinhaltet den Gedanken, dass ein Mensch, der durch eine Krankheit so versehrt ist und keine Möglichkeit mehr hat, ein für ihn schätzenswertes Leben zu führen, ein Recht auf einen würdevollen Tod haben soll.





f) In der Wirtschaft hat man darauf zu achten, dass  ethische Prinzipien zum Zuge kommen (principes éthiques dans l’économie)





Unternehmen sollen ermutigt und unterstützt werden, ethische Werte zu berücksichtigen, eine ökologisch glaubwürdige Haltung einzunehmen und zur Verständigung mit den Arbeitneh-menden und mit den regionalen Behörden beizutragen. Die Ansiedlung neuer Firmen, die schlechte Löhne bezahlen, soll nicht gefördert werden. Arbeitnehmende, die nicht genug Lohn erhalten, werden zu sog. Sozialfällen, die auf materielle Hilfe des Staates angewiesen sein werden. Es können Wirtschaftsförderungsorganisationen unterstützt werden, die auf solche Prinzipien achten. In staatlichen Betrieben und Institutionen wie in der Verwaltung, in Spitälern und Schulen ist auf ein ökologisches und ethisch verantwortbares Handeln zu achten. Sollte die K 3 die Wirtschaftsförderung als Aufgabe des Kantons vorsehen, könnte sie bei der Formulierung dieser Aufgabe ein wirtschaftspolitisches Ziel in der vorgenannten Art berücksichtigen.





g) Die Familie ist als Grundgemeinschaft der Gesellschaft zu anerkennen und zu fördern.





Für die Kommission ist dieser Gedanke sehr wichtig. Man ist sich allgemein zu wenig bewusst, wie wichtig Familien für den Staat sind. Selbstverständlich muss dem Begriff „Familie“ eine genaue Umschreibung gegeben werden. Unsere Kommission möchte den Be-griff „Familie“ beibehalten, darunter jedoch nicht nur die Familie im traditionellen Sinne von Mutter, Vater, Kind verstanden wissen. Er soll jede Abhängigkeitsbeziehung zwischen Erwachsenen und Kind beinhalten, die dem Kind einen Rahmen anbietet, wo es aufwachsen und eine Erziehung geniessen kann. Die staatliche Förderung und Unterstützung der Familie ist wichtig, weil in der Zeit des Individualismus und des ichbezogenen Denkens der Wunsch nach einem eigenen, in finanzieller Hinsicht unbeschwerten Leben oft stärker ist als der Wunsch, Kinder zu haben und zu erziehen, weil damit die eigenen finanziellen Mittel einge-schränkt und eigene Karrierepläne durchkreuzt oder erschwert werden können. Sind Elternteile alleinerziehend oder durch Scheidung alleinerziehend geworden, sind die Lasten im Verhältnis zur herkömmlichen Form der Familie höher. Nicht selten befinden sich Allein-erziehende in sehr prekären finanziellen Situationen. Die Kinder sollen darunter nicht leiden müssen.





Weil damit ein finanzielles Engagement der übrigen Gesellschaft einhergehen muss, wird dieser Gedanke ebenso in der K 2 als Anerkennung der Rolle der Familie oder als Anspruch auf ein minimales Einkommen oder in der K 3 als Aufgabe des Staates für die Schaffung entsprechender Rahmenbedingungen erscheinen können. 








4. Allgemeine Grundsätze





a) Grundlage des staatlichen Handelns ist das Recht (principe de légalité)





Dieser Grundsatz bedeutet, dass das Recht die Grundlage allen staatlichen Handelns ist. Das Gesetz zeigt zugleich auch die Schranken des staatlichen Handelns auf. Insbesondere dürfen keine Grundrechte eingeschränkt werden, wenn die Einschränkung im Gesetz keine Grund-lage findet. Das Legalitätsprinzip findet eine traditionell strikte Anwendung für Steuern und Abgaben und für Strafen.





b) Staatliches Handeln muss im öffentlichen Interesses liegen (principe de l’intérêt public)





Kein staatliches Handeln hat eine Berechtigung, wenn es nicht im öffentlichen Interesse steht. Kein Freiheitsrecht von Bürgern und Bürgerinnen darf eingeschränkt werden, wenn es nicht das öffentliche Interesse gebietet. Das öffentliche Anliegen muss das beeinträchtigte Grund-rechtsinteresse überwiegen. Es geht hier unter anderem um die Eigentumsgarantie und die Wirtschaftsfreiheit im Konflikt mit der Sozialpolitik, der Raumplanung und dem Umwelt-schutz oder um die Abwägung zwischen Grundrechtspositionen und den unbestrittenen Polizeigütern wie Schutz von Leib und Leben und Gesundheit, Ruhe, Ordnung und Sicherheit. 





c) Staatliches Handeln muss verhältnismässig sein (principe de la proportionnalité)





Kein Grundrecht darf eingeschränkt werden, wenn die Einschränkung unverhältnismässig ist, das heisst, wenn sie die Freiheit des Einzelnen in unverhältnismässiger Art und Weise zu-gunsten eines anderen Rechts beschneidet. Verhältnismässigkeit fordert eine wirklichkeitsge-rechte, situationsbezogene Betrachtungsweise. Eine Massnahme muss geeignet sein, den angestrebten Erfolg zu erzielen, und sie muss unabdingbar sein, das heisst, sie darf nicht angewendet werden, wenn eine gleich geeignete, mildere Massnahme genügt.





d) Staatliche Organe und Private handeln nach dem Grundsatz von Treu und Glauben (principe de la bonne foi)





Es ist allgemein anerkannt, dass die Behörden nach dem Grundsatz von Treu und Glauben zu handeln haben. Der Bürger und die Bürgerin sollen sich auf das staatliche Handeln verlassen können. Aber auch der Rechtsverkehr zwischen Bürgerinnen und Bürger und gegenüber der Verwaltung muss von gegenseitigem Vertrauen getragen sein. Die Bundesverfassung sieht diesen Grundsatz in Art. 5 vor. Auch in Art. 2 ZGB werden die Bürgerinnen und Bürger zum Handeln nach Treu und Glauben verpflichtet.





Diese vier Grundsätze (a bis d) gelten in einem modernen Rechtsstaat als unabdingbare Voraussetzungen. Auch wenn sie bereits im Bundesrecht genannt sind, so gehören sie dennoch in eine neue Kantonsverfassung. Sie sind wichtig und müssen den Behörden, dem Gesetzgeber, den Rechtsanwendenden und den Bürgerinnen und Bürger immer bewusst sein.





e) Für das staatliche Handeln gilt das Rückwirkungsverbot (la non-rétroactivité des lois)





Mit der K 2 wird zu besprechen sein, ob dieser Grundsatz eher als ein Grundrecht in die Verfassung aufzunehmen ist.





f) Für das staatliche Handeln gilt das Willkürverbot (interdiction de l’arbitraire)





Der Grundsatz des Schutzes vor Willkür ist eng verbunden mit dem Grundsatz von Treu und Glauben und dem Verbot der Rückwirkung der Gesetze und kann daher ebenfalls als Grundrecht betrachtet werden (K 2).





g) Für das staatliche Handeln gilt der Grundsatz der Subsidiarität (principe de la subsidiarité)





Mit diesem Grundsatz will unsere Kommission insbesondere auf die gesellschaftliche Verantwortung aufmerksam machen, die jede Person selber oder private Organisationen wahrnehmen können. Sie will die Bevölkerung dazu anhalten, die Aufgaben in Staat und Gesellschaft nach eigenen Kräften zu bewältigen. Der Staat soll nur subsidiär einschreiten, wenn der oder die Einzelne die Aufgaben nicht zu lösen vermag. Eigeninitiative ist zu fördern und zu belohnen. Wenn es möglich ist, dass eine Aufgabe durch Private ebenso gut, ebenso sozial und gerecht gelöst werden kann, so muss nicht der staatlichen Variante den Vorzug gegeben werden. Weil dieser Grundsatz eine Pflicht des Staates beinhaltet, kann er ebenfalls (oder nur) als Staatsaufgabe in die Verfassung aufgenommen werden (K 3).





h) Legislative, Exekutive und Judikative sind getrennt (séparation des pouvoirs)





Der Grundsatz der Gewaltentrennung besagt, dass die staatlichen Hauptfunktionen, Legisla-tive, Exekutive und Judikative, getrennt sein sollen (organisatorische Gewaltentrennung). Grundsätzlich kann eine Person nur Mitglied einer Staatsgewalt sein, womit eine übermässige Konzentration von Macht, Einfluss und Willkür verhindert werden kann (personelle Gewal-tentrennung). Weil es eine Aufgabe des Staates ist, diesen Grundsatz einzuhalten, ist dieser Punkt mit der K 3 zu besprechen. Die organisatorische Gewaltentrennung ist für die demo-kratische Ordnung grundlegend und kann unter dem Titel allgemeine Grundsätze aufgeführt werden, die Behandlung der personellen Gewaltenteilung und eventuelle Abweichungen davon sind dagegen eher Gegenstand der K 5.





i) Die Gewalten sollen einander kontrollieren (contrôle des pouvoirs)





Dieser Grundsatz sagt aus, dass die drei Gewalten einander kontrollieren und damit eine gegenseitige Gewaltenhemmung bewirken sollen. Er könnte daher auch im Kapitel der K 5 stehen.





j) Das staatliche Handelns soll transparent sein (transparence de l’activité étatique)





Dieses Anliegen ist der Kommission sehr wichtig. In der Zeit der schnellen Kommunikation, die es möglich macht, staatliches Handeln der Bevölkerung mitzuteilen, zu erklären, und zu rechtfertigen, können Missverständnisse und Misstrauen zwischen Behörde und Bürgerinnen und Bürger vermieden werden. Es geht dabei auch um das Recht der Bürgerinnen und Bürger auf Information, auf einen adäquaten Zugang zu Akten, und darum, dass die Verwaltung über ihre Tätigkeit aktiv informiert und Entscheide veröffentlicht. Daraus ergibt sich gleichzeitig, dass die Behörde unter einer stetigen Kontrolle steht, sie ihr Handeln jederzeit rechtfertigen können soll, und es wird ihr ständig in Erinnerung gerufen, dass sie die ihr auferlegten Aufgaben im Interesse der Öffentlichkeit und nicht für andere Interessen erfüllt. Transparenz in der staatlichen Tätigkeit bringt sowohl für die Behörde als auch für die Bevölkerung nur Vorteile. Die Kommission übersieht dabei nicht, dass es mögliche Einschränkungen (z.B. Amtsgeheimnis) gibt, und gewisse Informationen nur gewissen Kreisen eröffnet werden dürfen oder sogar geheim gehalten werden müssen. 





Selbst wenn diese These als Staatsaufgabe (K 3) oder als Aufgabe der Verwaltung (K 5) erscheinen sollte, soll sie dennoch als allgemeiner Grundsatz aufgeführt werden.





k) Im Kanton wird das Bundes- und das Völkerrecht beachtet  (respect du droit fédéral et du droit international)





Ob dieser Grundsatz in der Verfassung stehen soll oder nicht, ist in der Kommission noch zu diskutieren. Aufgrund Art. 5 der Bundesverfassung ist dieses Recht von Amtes wegen zu beachten.








5. Auswärtige Beziehungen





Die Kommission hat zu den „Auswärtigen Beziehungen“ noch keine eigentlichen Beschlüsse gefasst. Mit 7 zu 4 Stimmen und 3 Enthaltungen hat sie lediglich beschlossen, die Rolle des Kantons als Bindeglied und Vermittler zwischen den zwei Sprachgemeinschaften unter diesem Titel zu behandeln.








6. Sprachen





Lange bevor unsere Kommission das Thema Sprachen in Angriff genommen hatte, wurde ihr von verschiedener Seite zugetragen, dass die von ihr zu behandelnden Themen eine spezielle Wichtigkeit und Brisanz aufweisen. Interessanterweise steht dieses Phänomen ganz im Gegensatz zur Tatsache, dass anlässlich der Zusammenstellung der Kommissionen bei den Verfassungsratsmitgliedern für unsere Kommission ein doch eher spärliches Interesse vorhanden war. 





Unsere Kommission hat alle ihr bisher zugetragenen Aussagen über die Sprachenfrage interessiert zur Kenntnis genommen. Sie hat in der Folge versucht, sich auf eine unbefangene, objektive und sachliche Art und Weise mit dem Thema zu befassen, immer im Wissen darum, dass sie eine grosse Verantwortung in Bezug auf die sprachlichen Aspekte in der neuen Verfassung und damit für das zukünftige Wohlergehen des Kantons Freiburg zu tragen hat. 





Wie eingangs geschildert, haben unsere Kommissionsmitglieder mit Interesse und Motivation Experten angehört. Nach Peter HÄNNI soll in der neuen Verfassung eine Haltung ausge-drückt werden, wonach sich beide Sprachgemeinschaften gegenseitig voll respektieren. Für die Bereiche Verwaltung, Justiz und Schule soll eine territoriale Gliederung gefunden werden, die den beiden Sprachgemeinschaften möglichst umfassend Rechnung trägt und Konflikt-situationen vermeiden hilft. Er glaubt, dass der Kanton Freiburg seine zwei verschiedenen Kulturen und die Zweisprachigkeit nicht als latente Bedrohung, sondern als eine einzigartige Chance betrachten soll, eine Chance die er jetzt packen muss, er könnte so ein Modell der Zweisprachigkeit in der Schweiz und sogar für Europa werden. Von einer solchen Grund-haltung könnten die Forschung, die Wirtschaft, die Politik und die Kultur profitieren. Die Gefahr für die beiden Sprachen gehe nicht von einer gegenseitigen Bedrohung, sondern viel-mehr von einer „McDonaldisierung“ unserer Kulturen aus. Im Gegensatz zum Territorialitäts-grundsatz sei allein die Sprachenfreiheit ein Grundrecht der Bürgerinnen und Bürger. Doch dieses Individualrecht könne nicht geltend gemacht werden, um keiner anderen Sprache als der eigenen ausgesetzt zu werden. Der Grundsatz „eine Gemeinde - eine Sprache“ habe somit nur in tatsächlich einsprachigen Gemeinden eine Berechtigung. 





Marco BORGHI seinerseits versuchte klar zu machen, dass eine positive Grundhaltung gegenüber der anderen Sprachgemeinschaft durch eine aktive Förderung der gegenseitigen Verständigung und damit der Zweisprachigkeit vor allem im Bereich der Bildung angestrebt werden müsste. Das neue Sprachengesetz des Bundes weise eindeutig in diese Richtung. Es mache keinen Sinn, mit einer allzu strikten Anwendung des Territorialitätsgrundsatzes unnötige Grenzen zu errichten und damit ein gegenseitiges Misstrauen zu schaffen. Auch im Kanton Tessin habe man feststellen müssen, dass die Angst vor einer Germanisation ein Fantasiegebilde und in einem emotionellen Bereich anzusiedeln sei, sachlich sei sie jedoch keineswegs gerechtfertigt. Der Territorialitätsgrundsatz sei zwar ein Prinzip, aber bei weitem kein Grundrecht. Das Grundrecht der Sprachenfreiheit, das schon in der Bundesverfassung garantiert sei, könne nur eingeschränkt werden, wenn es das öffentliche Interesse gebiete. Der Territorialitätsgrundsatz sei zwar als eine Art des öffentlichen Interesses anerkannt, könne gemäss der Rechtsprechung jedoch nur dann geltend gemacht werden, wenn es gelte, eine bedrohte Sprache zu schützen. Von den vier Nationalsprachen der Schweiz sei allein das Romanische eine bedrohte Sprache. Selbstverständlich würden bei der Einschränkung der Sprachenfreiheit auch finanzielle Aspekte eine Rolle spielen. 





Diese Auffassungen werden zusammen mit den Überlegungen von Joseph VOYAME die Grundlagen für die noch bleibenden Diskussionen über die Sprachen in unserer Kommission darstellen.








Folgende Thesen wurden bis heute verabschiedet:





a) Das Grundrecht der Sprachenfreiheit ist in der kantonalen Verfassung zu verankern. (Le droit fondamental de la liberté de la langue doit être inscrite dans la Constitution cantonale)   (14, eine Enthaltung)





Die Kommission hat entschieden, dass dieses bereits in der Bundesverfassung enthaltene Grundrecht auch in der Kantonsverfassung stehen soll, und zwar unabhängig davon, ob die K 2 vorschlägt, es in ihrem Grundrechtskatalog aufzuführen oder nicht. Für den zweisprachigen Kanton ist dieses Grundrecht wesentlich.





b) Die Verständigung unter den beiden Sprachgemeinschaften verlangt ein aktives Zusam-menwirken dieser beiden Gemeinschaften (L’entente entre les deux communautés linguistiques demande une coopération active entre ces deux communautés) (einstimmig)





Die gute Verständigung kann nur durch ein aktives Zusammenwirken der beiden Sprach-gemeinschaften gestärkt und gefördert werden. Dieses Ziel ist dadurch zu erreichen, dass sich die Angehörigen der beiden Sprachgemeinschaften durch ihre Sprache verstehen und wohl-wollend aufeinander zugehen können. Je besser man miteinander kommunizieren kann und je mehr man die Eigenart des anderen kennt, desto weniger entstehen Barrieren. Das Zusam-menwirken bringt trotz der Verschiedenheit der beiden Sprachgruppen für den Kanton Freiburg nur Vorteile. Die Kommission vertritt die Auffassung, dass die Verfassung, die auf eine längerfristige Perspektive angelegt ist, insbesondere die Option einer geografischen Trennung der beiden Sprachgemeinschaften weder aktiv noch passiv ermöglichen soll.





c) Französisch und Deutsch sind die National- und Amtssprachen. (Le français et l’allemand sont les langues nationales et officielles)  (11, 3 Enthaltungen)





Es ist unbestritten, dass Französisch und Deutsch die Amtssprachen des Kantons Freiburg sind. Die Mehrheit der Kommission möchte mit dem Zusatz „National-“ eine Sinnerweiterung erreichen und dem Begriff Sprache einen kulturellen und sozialen Aspekt verleihen.





d) Wer sich an eine kantonale Behörde wendet, kann dies in der Amtssprache seiner Wahl tun (Celui qui s’adresse à une autorité cantonale peut le faire dans la langue officielle de son choix) (14, ein Enthaltung)





Diese These ist heute bereits in vielen Bereichen verwirklicht, u.a. bei den Mittelschulen, bei der Steuerbehörde und beim neuen Handelsregister. Sie soll in der Verfassung verankert werden. Sie soll insbesondere für die Verwaltungsbehörden gelten, die den Sitz in der Hauptstadt haben. Die Angestellten in der Verwaltung sind stolz, in beiden Sprachen zur Verfügung zu stehen. Geht es um die deutsche Sprache, dürfen Französischsprechende Hochdeutsch erwarten. Verwaltungsangestellte, die in beiden Sprachen Auskunft geben können, sollen einen Anspruch auf eine bessere Entlöhnung haben.





e) Die Hauptstadt heisst Freiburg/Fribourg und ist zweisprachig (La capitale est dénommée Fribourg/Freiburg, elle est bilingue) (14 gegen 1)





Die Diskussion ergab, dass der deutsche Name der Stadt oft zu Missverständnissen führt. Spricht man Dialekt, gibt es mit „Friburg“ keine Probleme. Sobald jedoch Hochdeutsch gesprochen wird, heisst die Stadt „Freiburg“ und ausserhalb des Kantons glaubt man manchmal, es handle sich um Freiburg im Breisgau. Auf offiziellen Dokumenten oder dort, wo es zu Verwechslungen führen kann, sollte somit der Doppelname verwendet werden. Die Anschrift am Bahnhof und die Ortstafeln müssten den Doppelnamen enthalten. Die offizielle Verwendung des Doppelnamens wird auf diese Weise schnell zur Gewohnheit und weist zudem auf die Zweitsprachigkeit des Kantons und der Stadt hin. Der Doppelname gewährleistet auch eine makellose Übereinstimmung des Textes der neuen Verfassung: Fribourg/Freiburg oder Freiburg/Fribourg. Die Stellung der beiden Namen soll auswechselbar sein. Im innerkantonalen Verhältnis kann in französischen Texten ohne weiteres nur Fribourg oder in deutschen Texten nur Freiburg stehen. In einen endgültigen Entscheid ist die Stellungnahme der Stadtgemeinde einzubeziehen (Begründung der Gegenstimme).





In der Kommission wurde die Frage aufgeworfen, ob der deutsche Name neu nicht „Fryburg“ sein könnte. Die Mehrheit der Kommission hat dies abgelehnt. 





Die Zweisprachigkeit der Stadt als Sitz der Verwaltung des zweisprachigen Kantons scheint unbestritten zu sein. Eine Untersuchung von CLAUDINE BROHY von 1992 (ergänzt im Juni 2001) ergibt, dass die Zweisprachigkeit der Stadt Freiburg seit ihrer Gründung durch den zweisprachigen Zähringer Berthold IV. im Jahre 1157 erstellt ist. Danach wurde die Stadt vor allem von Deutschsprachigen beherrscht; mit der Zuteilung der Kirchengemeinde nach Lausanne und einer Einwanderungswelle von Französischsprachigen setzte eine Romanisierung ein. Nachdem der Kanton 1481 in die Eidgenossenschaft eintrat, entstand wieder eine starke Germanisierung, die bis zum 18. Jahrhundert den Sprachgebrauch insbesondere in der Hauptstadt bestimmte. Gegen Ende des 18. Jahrhunderts und in der helvetischen Republik wurde das Deutsche verdrängt und das Französische wurde zur Prestigesprache. Bald nach der Verfassung von 1857 wurde die zweisprachige Universität gegründet. Es ist in Erinnerung zu rufen, dass die Beliebtheit der Universität unter den Studierenden stark der Zweisprachigkeit zu verdanken ist. Es ist die einzige Universität der Schweiz, die ein zweisprachiges Programm anbietet und die Studierenden zweisprachige Lizentiate abschliessen lässt. In der Stadt Freiburg können Kinder die deutsche oder französische Schule nach freier Wahl besuchen.





Schliesslich bezeichnete das freiburgische Verwaltungsgericht die Stadt Freiburg in seinem Entscheid vom 8. Juli 1993 als zweisprachig, wobei es sich auf einen Entscheid des Staatsrats vom 1.12.1992 stützte, in dem dieser die Zweisprachigkeit der Stadt Freiburg juristisch anerkannte.





f) Die Zweisprachigkeit im Kanton Freiburg bedeutet ein Vorteil und eine Bereicherung und ist Teil seiner Identität (Le bilinguisme dans le canton de Fribourg et un avantage et un enrichissement et fait partie de son identité) (12: 2)





Mit dieser These will die Kommission explizit zum Ausdruck bringen, dass der Kanton zwei-sprachig ist. In der Freiburger Verfassung von 1857 wurde zwar noch der französische Text als Urtext bezeichnet. Es ist auch zu erwähnen, dass während des ersten Weltkrieges erste Spannungen zwischen den beiden Sprachgemeinschaften entstanden. Im Jahre 1990 wurden beide Sprachen jedoch als gleichberechtigt neben dem explizit erwähnten Territorialitäts-prinzip in die Verfassung aufgenommen. Obwohl es kein Gesetz gibt, das umschreibt, wie das gegenseitige „Verständnis zwischen den beiden Sprachgemeinschaften“ konkret gefördert werden soll, geniessen heute Bemühungen um gegenseitigen Austausch und das Erlernen der Zweitsprache in der Schule kantonsweit eine immer grössere Anerkennung. 


Es ist unbestritten, dass die Zweisprachigkeit nach aussen hin für den Kanton Freiburg als Markenzeichen gilt, mit dem zahlreiche kantonale Institutionen, die Freiburger Wirtschaft und der Tourismus Werbung betreiben.





g) Der Kanton fördert aktiv das Erlernen der zweiten Kantonssprache. Er fördert die Verständigung und den Austausch unter den beiden Sprachgemeinschaften. (Le canton favorise activement l’apprentissage de la deuxième langue du canton. Il favorise la compréhension et l’échange entre les deux communautés linguistiques) (einstimmig)





Es ist ein grosses Anliegen der Kommission, dass bereits in den untersten Klassen und somit sehr früh mit dem Erlernen der Zweitsprache angefangen wird. Es ist anzustreben, dass die Kinder mit zwei Sprachen aufwachsen. Je häufiger die auf diese Weise erzogenen Kinder später selber Eltern werden, desto selbstverständlicher wird das Erlernen der Zweitsprache. Dieser Prozess braucht zweifelsohne eine gewisse Zeit und es darf nicht erwartet werden, dass die Lehrpersonen von heute auf morgen zweisprachig unterrichten und dass die Bevölkerung des ganzen Kantons plötzlich zweisprachig ist. Es gilt zudem zu unterscheiden zwischen einer funktionalen und perfektionistischen Zweisprachigkeit. Die Zweisprachigkeit ist bei der heute mobilen und keineswegs mehr homogenen Gesellschaft ein grosser Vorteil sowohl in persönlicher als auch in wirtschaftlicher Hinsicht. Kinder sind zudem sehr empfänglich für das Erlernen einer neuen Sprache. Der aktive und rege Austausch der Kinder und Jugendlichen innerhalb des Kantons fördert das Erlernen der Zweitsprache. Die Mehrkosten lohnen sich für den Kanton, und nach der neuen Bundesverfassung gibt es für solche Bemühungen einen Anspruch auf finanzielle Unterstützung durch den Bund. Das Englische, dem men heute eine berechtigte Wichtigkeit beimisst, oder auch das Italienische als weitere Nationalsprache der Schweiz können dann als Fremdsprachen eingeführt werden. 





h) Der Kanton will eine aktive Rolle für den nationalen Zusammenhalt und die Verständigung unter den Sprachgemeinschaften übernehmen. (Le canton veut jouer un rôle actif pour la cohésion nationale et la compréhension entre les communautés linguistiques) (einstimmig)





Der Kanton möchte diese aktive Rolle für die ganze Schweiz, auch ausserhalb der Kantonsgrenzen, ja sogar für Europa wahrnehmen. Sie könnte eine Dienstleitung anbieten und ihre gelebte Erfahrung der Zweisprachigkeit weitergeben.





Der vorliegende Bericht wurde von den Kommissionsmitgliedern am 3. September 2001 genehmigt.








Ich danke für Ihre Kenntnisnahme.








Murten, 3. September  2001				          Bernadette Hänni-Fischer
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